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Vorblatt 


Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung und 

Wissenschaft) 


A. Problem 

Die jüngsten Prognosen über den Studienplatzbedarf bis zum 
Jahre 1980 zeigen deutlich, daß nicht nur an den traditionellen 
wissenschaftlichen Hochschulen, sondern ebenso an den Päd- 
agogischen Hochschulen, den Fachhochschulen wie an den 
Kunst- und Musikhochschulen ein erheblicher Mehrbedarf an 
Studienplätzen entstehen wird. Da die Länder die hierzu er- 
forderlichen Investitionen aus eigener Kraft nicht aufbringen 
können, muß der Ausbau und Neubau auch dieser Hochschulen 
in die gemeinsame Planung und Finanzierung des Bundes und 
der Länder einbezogen werden. Das Hochschulbauförderungs- 
gesetz kennt bisher jedoch nur eine Förderung der traditionellen 
wissenschaftlichen Hochschulen. 


B. Lösung 

Die notwendige Erweiterung der bisherigen Gemeinschafts- 
aufgabe „Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen Hoch- 
schulen" auf den gesamten Hochschulbereich setzt eine ent- 
sprechende Änderung und Ergänzung des Hochschulbauförde- 
rungsgesetzes voraus. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die durch die Novellierung des Gesetzes zu erwartenden Kosten 
sollen nach dem Vorschlag des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft in der mehrjährigen Finanzplanung 1971/197v5 
berücksichtigt werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

— Drucksache Vl/114 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Wiehert und Dr. Martin 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 19. Sitzung am 10. Dezember 1969 dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft federführend, 
dem Finanzausschuß zur Mitberatung und an den 
Haushaitsausschuß nach § 96 der Geschäftsordnung 
(GO) des Deutschen Bundestages überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat am 16. April 1970 seine 
Mitberatung durchgeführt, nachdem ihm der in erster 
Lesung gefaßte Beschluß des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft vorlag. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 GO gesondert erstatten. 

Der Wissenschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf 
am 30. April 1970 abschließend beraten und die dem 
Hohen Hause zur Annahme empfohlene Gesetzes- 
fassung einstimmig beschlossen. 


11. Die Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Nummer 2 Buchstabe a 

Der Ausschuß hat es für richtig gehalten, über den 
Gesetzentwurf hinausgehend in allen einschlägigen 
Vorschriften das Wort „wissenschaftlich" vor „Hoch- 
schulen" zu streichen. Da im Gegensatz zum Gesetz- 
entwurf die verschiedenen Hochschultypen nicht 
mehr genannt werden, erstreckt sich das Gesetz auf 
alle Einrichtungen, die nach geltendem Recht als 


traditionelle wissenschaftliche Hochschulen, Päd- 
agogische Hochschulen, Hochschulen für Kunst, 
Musik und Sport und Fachhochschulen angesehen 
werden. 

Nummer 2 Buchstaben b und c 

Im Hinblick darauf, daß die Hochschulen, die im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe erfaßt werden 
sollen, insbesondere die Fachhochschulen, hinsicht- 
lich Lehre und Forschung keine einheitliche Auf- 
gabenstellung haben, wird auf die jeweilige Auf- 
gabenstellung abgehoben. (Vgl. § 2 Nr. 2; nach Maß- 
gabe ihrer jeweiligen Aufgabenstellung.) Um die 
bei vielen Hochschulen vorherrschende Lehrfunktion 
zu betonen, ist die Fassung „Ausbildungs- und For- 
schungsplätze" gewählt worden. 

Nummern 3 und 4 

Da nach Ansicht des Ausschusses im Hochschul- 
bauförderungsgesetz einheitlich nur von Hochschulen 
die Rede sein soll, werden die Änderungsanträge in- 
soweit gegenstandslos. 

Nummer 4 a 

Nach § 3 gehören Baukosten nur dann zu den er- 
stattungsfähigen Ausgaben, wenn sie bei den je- 
weiligen Vorhaben eine Million DM übersteigen. 

Da nunmehr auch Hochschulen von geringerer 
Größe für die Einbeziehung in die Gemeinschafts- 
aufgabe in Frage kommen, hat der Ausschuß es für 
richtig gehalten, in § 3 Nr. 3 die Grenzen bei den 
Bauvorhaben von einer Million DM auf 500 000 DM 
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und in § 3 Nr. 4 bei den wissenschaftlichen Groß- 
geräten von 500 000 DM auf 150 000 DM herabzu- 
setzen. 

Ferner ist der Ausschuß der Ansicht, daß der Be- 
griff „wissenschaftliche Großgeräte" durch „Groß- 
geräte für Ausbildung und Forschung" ersetzt wer- 
den sollte, da hierdurch eine einengende Auslegung 
vermieden wird. 

Nummer 5 Buchstabe a 

Die Überschrift wurde deshalb geändert, weil diese 
Vorschrift keine Legaldefinition der Hochschule be- 
inhaltet. 

Nummer 5 Buchstabe b 

Der Ausschuß schlägt vor, das System der Hoch- 
schulliste und ihre Erweiterung durch Rechtsverord- 
nung aus folgenden Gründen beizubehalten: Schon 
bei den Beratungen zum Hochschulbauförderungs- 
gesetz hatte sich die Schwierigkeit gezeigt, zu einer 
Definition des Begriffs „wissenschaftliche Hoch- 
schule" zu gelangen. Ebenso schwierig ist nunmehr 
eine materielle Beschreibung des Begriffs „Hoch- 
schule", bevor nicht die konstitutiven Merkmale im 
künftigen Hochschulrahmengesetz des Bundes fest- 
gelegt sind. Aber auch nach Verabschiedung des 
Hochschulrahmengesetzes ist eine Regelung zweck- 
mäßig, nach der die Mitfinanzierung aller Hoch- 
schulen durch den Bund nicht automatisch erfolgt. 

Bei den Voraussetzungen für den Erlaß der Rechts- 
verordnung (§ 4 Nr. 2 Satz 2) kommt es künftig dar- 
auf an, daß die Einbeziehung in die Gemeinschafts- 
aufgabe hochschulpolitisch erforderlich ist. Mit die- 


ser Änderung sind für die Erweiterung der Anlage 
alle Einrichtungen in Betracht zu ziehen, die nach 
bisherigem Recht wissenschaftliche Hochschulen, 
Pädagogische Hochschulen, Fachhochschulen, Kunst-, 
Musik- und Sporthochschulen und deren Träger die 
Länder sind. Mit der Erläuterung soll erreicht wer- 
den, daß die Bundesregierung künftig mehr als bis- 
her in die Lage versetzt wird, vor Erlaß der Rechts- 
verordnung auf die Abstimmung der Aufgaben Ein- 
fluß zu nehmen. 

Nummern 5 a, 5 b, 5 c 

Die Änderungen entsprechen der Umbenennung 
des zuständigen Ministeriums. 

Nummer 6 

Da im Hochschulbauförderungsgesetz künftig nur 
der Begriff „Hochschule" verwendet werden soll, er- 
schien dem Ausschuß bei der Aufstellung des ersten 
Rahmenplans eine unterschiedliche Behandlung der 
Fristen zwischen den traditionellen Hochschulen, 
den Fachhochschulen und Pädagogischen Hochschulen 
nicht angebracht. 

Nummer 7 

Der Ausschuß hielt jedoch eine gewisse Aus- 
dehnung der Fristen für die Aufstellung des ersten 
Rahmenplanes für erforderlich, da die Erhebungen 
sich sehr wahrscheinlich auf einen größeren Kreis 
von Hochschulen als bisher beziehen müssen. Da 
der Zeitpunkt für die Verabschiedung der Novelle 
nicht feststeht, soll der Termin für die Beschluß- 
fassung über den ersten Rahmenplan auf den 1. Juli 
1971 hinausgeschoben werden. 


Bonn, den 6. Mai 1970 


Dr. Wiehert Dr. Martin 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/114 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 6. Mai 1970 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 


Dr. Lohmar Dr. Wiehert Dr. Martin 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Stoltenberg, Dr. Martin und der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

— Drucksache VI/ 114 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Aus- 
bau und Neubau von wissenschaftlichen Hochschu- 
len (Hochschulbauförderungsgesetz) vom 1. Septem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556) wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Überschrift sowie in §§ 1,3 und 4 entfällt 
das Wort „wissenschaftliche" vor „Hochschulen". 

2. In § 2 Satz 2 Nr. 1 ist vor dem Wort „Fachrich- 
tungen" das Wort „Art" , einzufügen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Hochschulbauförderungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Aus- 
bau und Neubau von wissenschaftlichen Hochschu- 
len (Hochschulbauförderungsgesetz) vom 1. Septem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1556) wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „wissenschaftlichen" 
vor dem Wort „Hochschulen" gestrichen. 

b) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die Hochschulen nach Aufgabenstellung^ 
Fachrichtungen, Zahl, Größe und Stand- 
ort ein zusammenhängendes System bil- 
den, durch das ein ausreichendes und 
ausgeglichenes Angebot an Ausbildungs- 
und Forschungsplätzen gewährleistet 
wird;". 


c) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. an den Hochschulen nach Maßgabe ihrer 
jeweiligen Aufgabenstellung Forschungs- 
schwerpunkte unter Berücksichtigung der 
hochschulfreien Forschungseinrichtungen 
gefördert werden;". 
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Entwurf 

3. In § 2 Satz 2 Nr. 3 sind nach dem Wort ,, Lehre" 
die Worte „an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen" einzufügen. 

4. Der bisherige Wortlaut des § 2 wird Absatz 1; 
folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die in Absatz 1 genannten allgemeinen 
Grundsätze finden auf die Fachhochschulen und 
die Pädagogischen Hochschulen entsprechende 
Anwendung. Die Kunsthochschulen und Musik- 
hochschulen sind von der gemeinsamen Planung 
und Finanzierung im Sinne dieses Gesetzes aus- 
genommen." 


5. § 4 erhält die Überschrift ,, Hochschul Verzeich- 
nis". 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Nummer 3 entfällt 


Nummer 4 entfällt 


4a. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden die Worte „eine Mil- 
lion Deutsche Mark" durch die Worte 
„500 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

b) In Nummer 4 werden die Worte „wissen- 
schaftlichen Großgeräte" durch die Worte 
„Großgeräte für Ausbildung und Forschung" 
sowie die Worte „500 000 Deutsche Mark" 
durch die Worte „150 000 Deutsche Mark" er- 
setzt. 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Hochschul Verzeichnis". 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Der Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung" 
durch die Worte „Die Bundesregierung" 
ersetzt. 

bb) In Satz 1 wird hinter dem Wort „sind" 
ein Punkt eingefügt. 

cc) Der zweite Halbsatz des Satzes 1 wird 
Satz 2 und erhält folgende Fassung: 

„Voraussetzung für die Aufnahme in die 
Anlage ist, daß die Einbeziehung in die 
Gemeinschaftsaufgabe wegen der Bedeu- 
tung für die Gesamtheit hochschulpoli- 
tisch erforderlich ist; das ist insbesondere 
dann anzunehmen, wenn zwischen der in 
die Anlage aufzunehmenden Hochschule 
oder Hochschuleinrichtung und einer in 
der Anlage aufgeführten Hochschule eine 
Zusammenarbeit zum Zweck der wirk- 
sameren Erfüllung ihrer Aufgaben er- 
möglicht wird. 

dd) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

5a. In § 7 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung" durch 
die Worte „Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft" ersetzt. 
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6, § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Aufstellung des ersten Rahmenpla- 
nes sind die Unterlagen nach § 8 für die wissen- 
schaftlichen Hochschulen dem Wissenschaftsrat 
bis zum 1. Juli 1970 zu übersenden. Die Unter- 
lagen für die Fachhochschulen und Pädagogi- 
schen Hochschulen sind dem Wissenschaftsrat 
bis zum 1. Oktober 1970 zu übersenden. Bis zum 
1. Februar 1971 soll der Wissenschaftsrat hierzu 
Empfehlungen aussprechen. Der erste Rahmen- 
plan soll bis zum 1. April 1971 aufgestellt sein.'' 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

5b. In § 8 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung" durch 
die Worte „Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft" ersetzt. 

5c. In § 12 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Bundes- 
minister für wissenschaftliche Forschung" durch 
die Worte „Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft" ersetzt. 

Nummer 6 entfällt 


7. In § 13 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „1. März 
1971" durch die Worte „1. Juli 1971" ersetzt. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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